
F JEfum Silipenilium zu '1~ l ene n, 
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. Stípendien sollen gemass Stipendieninitiative einen minimalen Lebensstanda;!.d garantieren und vom Bund verantwortet werden 
~::t; :Z 1. .. /f b , Lf-. L_ O ··f ..S . . 

Di e Stipendieninitiative fordett 
di e landesweite Hàrmonisierung 
der .Ausbildungsbeitrage. Di e 
Stipendien sollen iudem die 
materielle Grundsicherung für 
Studenten gewahrleisten: Der 
Bund rechnet mit Kosten in d er 
Hohe v o~ 500 Millionen Fr'ariken. 

Michael Schoenenberger 

Di e Moglichlceiten, sich sein Studium an . 
einer nachobligiltorischen Schule über 
ein · Stipendium finanzleren ·zu lassen, 
sind heute zahlieicher als j_e zuvor . . 
Ne,ben den Kantonen, welche für die 
offentlichen Ausbildungsbeitrage zu­
stãndig sind, unterstützen Bildungsinsti­
tutionen, Privatwirtscháft; Stiftungen, 
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Eidgeniissische \lolftsabstimmun!!J 
vom 14. Jun·i 2015 

Vereinigungen, . auslãndische :staaten 
und internàtionale Organisationen Stu­
dierende. Der Bund entrichtêt Sfiperi- _: 
dien ·an 9-uslandische Studierende in der 
Schweiz und an Studierende der Eid­
genossischen Technischen Hochschu­
len. D er Foderalismus bringt es mit sich, 
dass die Kantone die Vergabekriterien .. · 
und die H ohe d.er Beitrage unierschied-. 
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Stipendien gegen den Fachkri:iftemangel: Studierende wie hier an der Universiti:it Zürich- eine Investition in die Zukunft. F. sontNI / Nu 

lich handhaben. Dies will die Stipen- , Wahrscheinlichkeit, dass' ein · junger 
dieninitiative des Verbands der Schwei- · · Meiisch einen Abschluss auf der Ter­
zer Studierendenschaften . (VSS) an- tiarstufe ,mache, von . s~iner_ ·sozialen 
dern, über die im Juni abgestiinmt wird. . Herkunft ab. N ur mit eineni ausgebau-

Die Jiniitiative :llm Wordauit 

ten· Stipendieilwesen konnten die ge-
I. ?ie Bundesverfassung wird Wie folgt Ausbildun?sbeitrage l fordern; . da bei 

· geandert: wahrt er d1e kantonale Schulhohe1t. 
Lehensstandard garan1tieren ,sellschaftli~hen U~t~r~c~ede -~bgebaut 

· · · · · werden. D1e Vollcsrmtlatlve starke auch · 
Ziel ·der Vollcsinitiaiive ist emerseits. . den Wirtschaftsstandort Schweiz und 
eine · bundesweite Harmonisierung .de~ wirke gegen ddn Fachkraftemangel, 
Stipendienvergabe durch eine Verlage-' denn durch Stipendieri' stehe eine gute 
rung der Rechtssetzungskompetenz von Ausbildung eiri.er gr.Ossen~nAnzahl P,er-
den Kantonen z~rp. Bund. Andererseits sonenzut Verfügung. . · 
sollen die Aiisbildungsbeitra'ge so bel Das Bundesamt · fur' Statistilc (BfS) 
messen sein, dass sie einen «minimalen erhebt regelmassig D aten zum Stipen-
Lebensstandard>> ganmtieren. An der · dienwesen. Die Kantone haben 2013 
Finanzieru:rig solle si eh ei er. B un d starker. · insgesamt Ausbildungsbeitrage ·in d er 
beteiligen. Di e Initianten argumentiel · H6he von 334 Millionen Franken elit­
ren mit der «Chancengerechtigkeit>>: 
Zwai- biete das hohere Bildungs..yesen 
mit de.n ETH, deri Fachhochschillen, 
den Universitaten und der hQheren Be~ 
rufsbildung eine hochstehende Ausbil­
dung an. Die Stipendien garantierten 
aber keinen fairen Zugang zur Bildung, 
weil der Erhalt von Unterstützungsbei­
tragen vom Wohnkanton abhange und 
nicht von der tatsachlichen finanziellen 
Situation des Studierenden. 

D er VSS vern:eist'überdies auf sozio­
okonomische Faktoren: So hãrige die 

richtet; 95 Prozent davon wurden ·in 
. Form . von Stipendien ausbezahlt. , Gu t 

die Halfte der 334 :[Viillionen ging an . 
Studierende der Tertiarstufe, von: wel~ 
cher die Volksinitiative spncht. 46 Pro- . 
zent entfielen aúf die Sekuridarsuife II. 
Seit der Einführung des neuen Finanz­
ausgleichs' (NFA) 2008 zahlt der Bund 
den Kantonen jãhrlich rund 25 M:illio­
nen für deren Leistungen an Studie~ 
rende im tertiãren Sektor. 2013 besuch­
ten 638135 Personen ~me nachobligato­
rische Ausbildung. 7,2 ·Prozent von die-

AD1t. ilili AWlsllõ~llilll!IISIDeiarii!lle 
1 Die Gesetzgebung über die Vergabe 
von Av.sbildungsbeitragen an Studiéren-

. de von Hochschulen und anderen :(nsti­
tútionen: des . hoheren Bildungswesens 

. und . über die Finanzierung . dieser Bei­

4 Für den VoUZug des . Ausbildurigsbei­
tragswesens sind die Kantone zustandig, 
soweit das Gesetz ihri nicht dem Bund 
vorbehãlt. Die Kantone konnen Ausbil­
dungsqeitrage ausrichten, die über die 
Beitrage des Bundes hinausgehen. 

trage ist Sache des Bundes. D er Bund AD1t. 197 Züifi. 8 (ileWI) 
berücksichtigt dabei die Anliegen der 8. ÜbergangsbestimnJ.ung zu Art. 66 
Kantone: .. . (Ausbildungsbeitrage) 
2 Die Ausbildungsbeitrage gewãhrleisten . 1 

wãhrend .einer anerkannten tertiãren 1 Treten die Ausführungsgesetze zu Arti­
ErstausbiÍdung einen minimhlen Le- kel 66 Absatz 1-4 niçht innerhalb von 
bensstandard. Die anerkannte tertiare vier Jahren nach Annahrne durch Volk 
Erstausbildung urnfasst bei Studiengan- und Stande in Kraft, so erlasst der Bun­
gen, die in Bachelor- i.md Masterstufe ge- desrat die notigen Ausfülirungsbestim­
gliederi sind, beide Stufen; diese konnen . mungen vorübergehend auf dem Ver- . 
an · unterschiedlichen Hochschultypen ordnungsweg. 
absolviert werden. ·· 2 Im Falle einer vorübergehenden Ver-· 
3 Der Bund kann den Kantonen É.ei- ordnung wird der minimale Lebensstan~ 
trage an ihre Aufwendungen für Aus- dard berechnet aufgrund: · 
bildungsbeitrage an Personen auf ánde- a. der materiellen Gwndsicherung ge­
ren Bildungsstufen ·allsrichten. Er kann mass den Richt~eri der Schweizeri­
erganzend zu kantonalen Massnahrnen schen Konferenz für Sozialhilfe; und 
die interkantonaleHarmonisierung der b. der Ausbildungskosten. 

Die Te§§iml.er PoTiitnl{-wi.rd mffiírnn.TiicJher _· 

Die anstehenden Kantonal- . 
wahlen erinnem an ein Manko: 
F ra uen · sin d in d er Tessiner 
Politik ,untervertreten. In wich­
tigen Exekutivamtem droht 
ihre Zahl . sogar zu schwinden. 

Peter fanko;;sky; Locar;.,_o 

. . 

Frauen sind im Grossen Rctt l{,nd in Spitzenpositionen vún Exekutiven rar 

erliche Kandidatur, der viel Wirbel ver­
ursachte .(NZZ, 9. 4. 15), r~ft eine an­
dere Tendenz in Erinnerung: Inwichti­
gen Tessiner Exekutivartltern droht die 
· geringe Zahl' der Frquen weiter ' zu 
schwinden. Besonders deutlich wird 
dies im Staatsrat selbst. .1995 ,wurde mit 
.der FDP-Exponentin Mariria Masoni 
erstmals eine Frau Mitglied d er Tessiner 

. Kantonsregierung. Vier Jahre spater er­
hielt sie weibliche Verstarkung durch 
die Sozialdemokratin Patrizia Pesenti. 

. Sadis lOste 2007 Masoni· auf dem Staats­
ratinnen-Sessel ab: und 20Ü übergab 
die abtretende Pesenti ihi-en· Sitz dem · 
Gen~ssen Manuele · :B·ei.toli. Am l den entsprechenden Einsparungen im 

· 19. April wird Sadis. vermutll:ch durch Sozialbereich zuzustimmen, habe Pe-
FDP-Mann · Christián Vitta beerbt .-:- . _senti die Regierungsarbeit behindert, so 

.Für Verblüffungsorgte letzten Win-, 
ter Locarnos freisinnige Stadtprasiden­
tin Carla Speziali: In ihre:~: Neujahrsrede 
gab die seit zehn Ja~en amtierende, 
erste «Sindachessa» einer Tessiner ~tadt 
bekannt, bei den Kommunalwahlen von• 
2016 nicht mehr anzutreten ~ sie s~i in 
den regionalen Machtkampfen ~u oft 
alleine g'elassen worden. 2006 hatt~ Spe- · 
ziali d en Swiss-Award F Bereich Politik . 
erhalten und wàr . ej.n )ahr spater zur 
Prasidentin des Tourismusbüros Lago 
Maggiore gewahlt 1worden. Jedoch 
machte die Karitonsregierung diese Er­
nennung postwenderid rückgangig: Zur 
betreffenden General;versaminlung sei~ 
en etliche Mitglieder zugelassen wor- · 
den, dre la u t Statut gar kein Stimmrecht 
besessen hãtten. · · 

sen bezogen gemass BfS-Bericht ein Sti­
pendium, 0,5 Prozent ein Darlehen.:Die 
Initianten streben eine Fcirderquote von 
run 20 Prozent an. Im Durchschnitt lag 
ein Stipendium auf der Tertiarstufe bei 
8276 Franken. · 

· Hohe Mehrkosten 

Bundesrat und Parlament lehnen die 
Stipendieninitiative ab. Samtliche bür­

. gerlicheri Parteien drückten in den Ra­
t~n de1_1 N~in-Knopf, wahrend das links­
grüne Lager zustimmte. Entscheidend 
für die ablehnende Haltung war auch, 
dass die .Karitone auf dem Weg sind, 
ihre 26 kantonalen Gesetzgebungen be.­
treffend die Stipendie:ri zu harmonisie­
ren. Si e ha ben · 2009 das Stiperidien­
korikordat l?eschlossen, das am l. Marz 
2013 in Kraft getreten ist und dem 16 
Kantone beigetreten sind. Im Kanton 
Zürich lãuft derzeit das Beitrittsverfah­
ren. Das KonkordaUegt unter anderem 
die Mindestvoraussetzungen bêzüglich 
der beitragsberechtigten Ausbildungen, 
der Form, der Hohe, der Bemessung 
und d er Dauer der Beitrage fest. 

Doch der Bundesrat scheint den 
. Kantonen nicht zu trauen. Er schlagt als · 
indirekten Gegenvorschlag zur Stipen­
dieninitiative eíne Revision des sei t An­
fang 2008 gültigen Ausbildungsbeitrags­
gesetzes vor. D ami t will er der bundes­
weiten Han'nonisierung Nachdruck ver­
leihen: Nur noch jene Kantóne, welche 
die relevanten Bestimmungen des Sti­
pendienkonkordats erfüllen, bekãmen . l . . . 

noch Bundesbeitrage. Das Parlament 
hat dieser Gesetzesrevision zugestimmt 

Eine Annahme der Stipendieninitia­
tive hatte wegen der staatlichen Sorge 
für einen «minimalen Lebensstandárd>> 
grosse finanzielle Konsequenzen für 
Bund und Kánt()ne. Der Bundesrat 
nennt in der ~Botschaft Mehrkosten von 
fast 500· Millionen Franken im Tertiar­
bereich, was sich mit den Schatzungen' 

· der Initianten deckt Dazu kãmen die in 
der Initiative zusatzlich geforderten 
Beitrage des Bundes an die Kantone für 
die· anderen Bildungsst'ufen (Absatz 3 
der Initiative), die sich laut .Bundesrat 
derzeit nicht"beziffern lassen.· Wer die 
Kosten zu tragen hãtte, lasst der Initia­
tivtext offen. Dies . wãre auf Gesetzes­
ebene noch zu klaren. Der Bundesrat 
weist aber dezidiert darauf hin, dass die 
Mehrausgaben kompensiert werden 
müssten: ;<Dies hãtte Abstriche im Be-

. reich Bildung, Forschung und· Innova-
tion oder in anderen Politikbereichen 

. zur Folge>>, heisst es in der Botschaft. 
- Daneben würden 'beim Bund adminis­
. trative Mehrkosten anfallen. 

Meinung & Debatte, Seite 21 . . . A 

hat entscheidend mitgeholfen, die hoff­
. mingslos maroden · Finanzen' Loçarnos 

ins Lot zu bringen., 

Es bleibt noch eine 

Am Ende bleibt n 'ur noch eine. Frau in 
einei Spitzenposition einer wichtigen 

Am 19. April géhen im Südkanton die 
Erneuerungswahlen über die Bühne. 
fiierzu hat d! e Tessiner Regierung eine · 
Info-Broschüre verscliickt, in welcher 
z~ei Dinge ins Auge stechen: die erst­
malige Moglichkeit der Brietwahl und 
die indirekte Aufford~rung, die Kandi~ 
datinnen für den Grossen Rat zu unter­
stützen.· Nahmen 1971 die: ersten zehn · 
Grossratinnen im neunzigkopfigen Gre­
mium Einsitz, sind es derzeit . n ur vier • 
m~hr. Ini:- Vergleich mit den anderen 
Kantonsparlamenten gehOre das. Tessin . 
zu dén Schlussiichtern, hãlt der Staats­
rat fest. - Erst kürzlich betonte die ab- ··· 
tretende FDP-Regierungsratin Laura 

?ann würde dü~ fünfkopfige Regi~rung die Begründung. Drei Jahre spater erlitt 
zum reinen Mãnnergremium. Masoni eine Teilentmachtung: Wegen 

' angeblicher Ungereimtheiteri musste 
Vor einem Jahr kam es zwischen Spe- · 

ziali und einem jungen.Exekutiv-Kolle-
. gi:m der CVP zum Eklat vór laufenden 
Fernsehkame;ras, nachdem . die Staats­
anwaltschaft Büros der Stadtverwaltung · 
durchsucht hatte. Der Grund: ·offent-

· Exekutive übrig:Luganos Vizestadtprã­
. sfdentin Giovanna Masoni Brenni. Die 
FDP-Vertretehn übt diese Funktion seit 
Herbst 2013 'aus und bet!eut seit über 
zehn ,Jahren die stadtische Ku1turpoli­
tik~ Damit liegt ein . prestigei:rachtiges 
und zugleich heikles Dossier. in ihren 
Hãnden: das Projekt des Kulturzen­
trums LAC, das zum kulturellen Mekka 
d er~ italienischen . Schwéiz . àvancieren 
soll. Etliche Angriffe seitens der Lega 
musste Masoni Brenrii aushalten; weil 
Subunternehmen auf der ·LAC-Baustel­
le Lohndumping betrie,ben hatten und 
die Erstellungskosten stiegen. Doch die 
Vizestadtprasidentin hat es bald ge­
schafft: Im September offnet . das LAC 
seine Pforten. Und vielleicht wird Ma­
soni Brenni eilles Tages auf dem Sessel 

Harte Pol emiken sie die Verantwoitung für di e SteU:erver­
waltung . abgeben; 2001 stellte sie sich 

Alle .drei Politilcerinnen mussten harte l erfolglos .. zur . Wiederwahl. Masoilis. · 
Polemiken gegen die eigelie Person er­
dulden. 2003 entzogen die

1
Regierungs­

kollegen der . Sozialministerin Pesenti 

Nachfolgerin Sadis verküi1dete 2014, 
bei den heurigen Eineuerungswahlen 
nicht anzutreten: Zu gross war die Ent-

. liche ReinlguD.gsauftrage sollen unter 
der Hand vergeben worden sein. Die 
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· nicht ·auf RoseU beuen 
l)i~ Stip~ndieninÚiativ~ geht zu ~eit. Es ist nicht Aufgabe des Stciates, 

: ·for den Lebensunterhalt von Studierenden aufzukommen. Von. Michael Schoenenberger . 
. l ' ' ..., ' ' 
· · . W ~2-r -10 . . [..1. r.0-1.5 . · ·.. . . . . . · , 

'echselkursfreigabe · durch · di e . Die eidgenossis~he Stipendieninitiati~e hat ~lrei nahme d~r lnitiative Würde diesem Prozess subito 
tionalbank .sah man im Hause Ziele. Erstens eine Zentralisierung: Die. Vergabe den Todesstoss versetzen. . 
schwarz. _Wenn die Ertrãge um von Ausbildungsbeitrãg~n wie auch.ihieFfuanzie- . Zentralisierung .u'nd Harmonisíerung sind das · 
.en t einbrechen, di e Kosten a b er rung soll ne u d er B un d regeln. Zweítens e ine 'Ail- .. e ine. Im Ke m gehtes jedoch um di e Hõhe d er Leisc 
n sich jedes Kind ausrechnen, .gleichung der. Beitrãge: Gefoidert ist eine bundes- tunrgen 'und darum, wie viele St!identen beitrags~ . 
Jahres rote Ziihlen resultieren. weite formelle und materielle Harmonisierung des berechtigt sin:d. Die Initianten wollen den Prozent­
Jotenzial m einem Verlag über-- Stipendiénwesens. Drittens: eine Erhohung derZu- . satz der Berechtigten auf rund 20 Prozent mehí als 
gering) ist, sah man - wie in . wendungen, damit der Stip:endiat vón. ihnen le ben. verdoppeln. Und sie wollen, dass die Allgemeinheit · ·· 
Verlagen mit starken Umsatz- ' kann. La u t dem Initiativtext müssen di e Ausbil" den Stúdenten das Le ben finanziert: Das Anliegen · 
auch schy;rarz. Strukturwandel dungsbeitrãge wãhrend. einer tertiãren Erstausbil- ist aus Sicht des \('SS legit.im, ist es doch sein Zweclc, . 

•ranche nicht: schlanke P.roduk- dung einen «minimalen Lebensstandard» gewãhr- die materiellen.und ideellen InÚ:ressen der Studie-
Jlige Produkte oder Auslage- leisten. Der konkrete Betrag zum Leben, der die renden auf nationaler Ebene zu vertreten. Doch 
v.lit diesen Stellschrauben lãsst . Ausbildungskosten ergãnzt, wãre noch zu bestim- . diese Vollcsinitiative,,die de facto den Stipendiaten 
bisweilen gar nichts bewegen. men. Umsorgt würden alle Stipendiaten auf der ter- ein bedingungsloses Grundeinkommen garantiert, 
schmerzhafte wie chirurgisch tiãren Stufe, und iwar bis zum Masterabschluss. ist für all j ene, die nicht in den Genuss einer Ausbil-

liogenes müsse drei Millionen · dung auf der terfiãren Stufe kommeri, eine Zu-
:ren, sagt Geschãftsleitungsmit- . . mutung, j a eine Frechheit. Wohlgemerkt: Es geht 
l, um das Vorjahresergebnis zu Den S~aatskundeunterncht verschlafen nicht um die obligatorische Schulzeit, sondem um 
:hehe über Euro-Preiserhol;J.Un~ · · die riachobligatorische Bildung. 
·eh Sparmassnahmen. N un hat Die Stipendieninitiative ist problematisch. Sie stellt Erinnert sei daran, dass die de_rzeit erhobenen 
1ektakulãren, Schritt angekün- die neue Aufgabenteilung zwischen Bund und Kan- Studiengebühren an den Ho.c}J.schull~n die Kosten 
ler Frankfurter Buchmesse im · torien (NFA), das grosste Reformprojekt der jünge- für ein tertiãres Studium bei weitem riicht decken. 
t. frankfuit ist das wichtigste ren Zeit, auf den Kopf. Sie bricht mit dem wichtigs- Bereits heute trãgt die . Allgemeinh~it also über . 
1chbranche. Es ist auch das teu- ten NFA-Ziel, .der Entflechtung der Kompetenzen Steuern einen viel gross,eren Anü:il a.ls die Sti:fdie-
.em grossen Ausstellungsstand und Finanzstrome zwischen den Staatsebenen-. Ge- renden selber. Studenten.- und auch Stipendiaten-

und damit Marktmacht zu setzgebung und Finanzierung des Stipendienwesens müssen wiss_en, dass dies ein gJ;osses Privileg dar-
seinen Preis·- bei freilich ganz würden zur Bundessache, wãhrend der Vollzug bei stellt. Es ist ibnen zuzumuten, für ihren Lebens-
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Amerikanischer 
·- choirme 

Lafarges Eric Olsen sóll die Zementhochzeit 
reÚen~ Von Christoph G. $chmutz 

<<lch liebe ,es, Ski. zu fahren», sagt Eric Olsen. Der 
· von den' desígnierten Partnern Holcim und Lafarge . 

zliin neueli Korizernchef bestimrrite Franko-Ame-. . 
rika:iJ.er macht endlich die Art von Aussagen, die 

· eigentlich zu jeder Fusion gehOren und ciie der ur­
sprünglich vorgesehene Bruno Lafont níe über die 
Lippen brachte: Er werde gemeinsam mit seiner 
Familie nach Zürich ziehen und freue sich, in der · 
Nahe von Bergen zu J e ben, sa'gte Olsen am Don­
nerstag in Zürich vor den Medien: Derartige 
Sclirrieicheleien gehoren zum Standardrepertoire 
solcher Transaktionen, trotzdem waren sie von La­
font kaum zu vemehmen. 

Die beiden ~uf Zement, Zuschlagstoffe und 
Transportbeton spezialisierten Unteníehmen set­
.zen damit auf amerilcanischen Charine,.u.m die ent­
scheidende Phase des Fusion~projektes doch noch 
erfólgreich zu bes.tehen . . Vor der ordentlichen 

. General:versammlung von H~lcim -VOpl kommen­
'den Moritag ist es den Firmen gelungen,. die ver­
waiste Koi:nmandobrücke des geplanten Zement­

. riesen wieder zu besetzen. Bruno Lafont, Verwal­
tungsratsprãsiderit und Konzernchef von Lafarge, 
war zuvorvon Holcim als untauglicher Leiter für 
das Vorhaben eingeschãtzt wórden, weshalb n un in 
aller Eile ein Ersatz bestimrrit werden musste. 

Mit Eric Olsen tritt ein Mann aus der zweiten 
den Kantonen bliebe. Die kantonale Schulhoheit unterhalt selber aufzukommen. . , Reihe ins Ramperilicht Er ist in der Offentlichlceit 

genes ein doppeltes Signal: Es 
:n Bug d er Frarilcfurter, die den 
)tandmieten bis zur Hotellerie 
Lfbürden. Mehrere htinderttau­
e der Diogenes-Auftritt, sagt 
zhafte Schnitt gilt zum anderen 
d zu den alten gehoren konnte. · 
der Messe ist Prestige verbun-. 
n sind auch ein prãchtiger und 
:zender Ort fürs Networking. 
: aber werden im Hintergrund 
vor den Messetagen getãtigt 
n der Messe konnte als Schlag 
1en, da Scbweizer VerJage ge­
Euro-Scbwacbe al:lf verstãrkte 
land angewiesen sind. Bei ge-

erweist sich der drastische 
rational: Es werden Reprãsen­
niert, die keinen messbaren 
)ie Kontakte mit Presse, Buch­
.nstaltern werden úeilich auf 
flegt werden müssen. 

soll ausdrücklich gewahrt bleiben. Damit würden ein noch weitgehend unbeschriebenes Blatt. Sein 
Kompetenzen und Verantwortlichlceiten vermischt. .. . .erster Auftritt vor den Medien in Zürich zeigte 
Eine Annahme d er Initiative würde zu einer Ube1jorderter Bundeshaushalt a b er, dass er das· Charisma mitbringt,.:- das die 1. 

Grundsatzdiskussion über die NFA führen. · fusionswilligen Partner jetzt brauchen. Inmitten: 
Auch an anderer Stelle zeigt sich, dass die Nãhme das Vollc die Stipendieninitiative·an, würde:iJ. . des Gegenwindés von kritis.chen Holc~-Aktionã­

Initianten, der Verband . der Schweizer Studieren- beim Bund Mehtkosten vo~ 50'0. Millionen Frank~n ren wird es cÜe Aufgabe Olsens sein, wieder 
denschaften (VSS), im Staatskundeunterricht nicht anfallen. Eine Verwaltungsbürokratie wãre aufzu~1 · Enthusiasmus und Schwung in'das Projekt zurück-
aufgepasst ha ben. . ·ba uen. Di ese Aus ga ben .müsste ·d er B un d kompen- zubringen. Mi.t seiner von typisch amerikanischem 

Nach .dein. Subsidiaritãtsprinzip soll der · Bund sieren, was wahrscheinlich.ai;J.dere Bildungsbereiche . Optirriismus geprãgten .Sprache scheint ihm das 
nur dann eine Aufgabe übernehmen, wenn diese trãfe. Wfui.schbar ist das alles nicht. . · · .· nicht schwérzufallen. Er spricht von einem 
auf . kantonaler Ebene nicht erfüllt werden kann. Die Studierendeni:ahlen im Ú:!rtiãren Seli:tor «Traum», d.en er Realitãt lassen ·werden will, von 
Davon ist aber wirklich keine Rede: Das Anliegen ha ben in .den letzten 20 Jahren markant zugenom- <<gewaltigen» Mõglichkeiten, sieht in den Landern 
der Harmonisierung der Ausbildungsbeitrãge ist men- dies ohne eine Ausweitung des Stipendien- des Nahen Ostens und in Afrilca <<grosses Wachs-
von den Kantonen mit der 2009 eingegangenen wesens. Dass alSO' die Initiative ein Instrument tui:nspotenzial». 
iilterkantonalen. Vereinbarung aufgenommen wor- gegen den Fachkrãftemangel wãre, ist eine spitze Olsen wird nun von den beiden Verwaltungs-
den. Dieses Stipendienkonkordat ist im Mãrz 2013 These. Wer aus finanziellen Grüriden nicht studie- ratsprãsidenten auf eine Art Werbetour geschickt, 
in Kraft getreten. Beigetreten sind mittlerweile 16 ren kann, dem stehen b.eute ne ben den .staatlichen um zweifelnde Investoren zu überzeugen und im 
Kàntone. Sie beweisen damit ihre Handlungsfãhig- eine Vielzahl privater Unterstützimgsmoglichkei- Gegensatz zu Lafont neberi den LafargecAnge-
keit, w as e in Eingreifen des B un des prinzipiell te n offen. Mehr als j e zuvor. Das System: ist ni eh t un- stellten au eh di e Holcim-Mitarbeiter hinter. si eh zu 
überflüssig macht. Überdies demonstrieren sie gerecht W er in den kantonalen Unterschieden eine scharen. Das ist kein einfaches Unteifarigen. Denn 
ihren Willen, kantonale Unterschiede auszubügeln, Ungerechtigkeit erblickt, · der setzt besser auf das . am Konstruktionsfehler einer Fusion unter <<Glei-
an denen sich die Initianten so stOreÚ. Eine An- Stipendierilconkordat der Kantone. . chen» ãndert diesér Personalentscheid nichts. 11 . 

GASTKOMMENTAR 

Für eine breiter abgestützte Sicherheitspolitik 
. Die Sicherheitspôlitik ist zwar regelmassig Thema von Analysen, Berichten und von parlamentarischen Debatten. Es mangelt aber an Abstützung _, 

:h an Resonanz in der Offentlichkei~. Damit bleibt die Diskussion über zentrale Strukturelemente einer zeitgemasse'n Sicherheitspolitik vage. Von Martin Lendi 
' ' ~ . . 

:lun:g der Armee nimmt Formeri drohen, gerade auch jenen Staaten, die in ihrer 
hat Stellung genommen. Positiv hochentwickelten Lebensweise arg verletzbar sind. -
das Ziel einer leistungsfãhigen, Die vemetzte ·Welt bringtvielfãliige Abhãngigkei­

gebildeten, mobilisierbaren und ten mit sich, welche die Bandbreite der Reaktions­
rorgegeben ist. Auch der Finanz- moglichlceiten beschrãnken- offenkundig auch für 
·lider Hohe, synchron zum ge- · die Schweiz. Die Sicherheitspolitik ·muss solche 
· Natlonalrat ist n un gefordert, , Bedrohungen, Verletzlichkeitenund Abhãngigkei­
gieiche Richtung vorzustossen. ten bewusstmachen, Ziele und Massnahrllen defi­
st di e Sicherheitspolitilc Nicht, . nieren und Instrumente sowie Mittel bereitstellen. 
: Berichte und Analysen geben Dazu zãhlen - nicht nur, aber auch - die Macht­
it Jahren wiederkehrend seitens · mittel der Polizei un,d der Armee. 
edacht und im Parlament disku- . Gerade weil diese schwierig zu handhaben sind, 
>er an der breiten Abstützung in bedarf die Sicherheitsp'olitilc d er demokratischen 
i}'ie auch in der breiten Offent- Legitimierung. Sie muss zwingend in die Óffent­
lerzeit kein zentrales Politilc- lichlceit getragen werden, umsichtig und glaubwür­
VBS konzipiert un d von dort in dig. Di e vertiefte und überzeugende Diskussion 
t- ohne grosseren NachhalL der Sicherheitspolitilc konnte moglicherweise ver-

~e Nebensache 

Gründen bedauerlich. Erstens, 
·dergründige Entwicldungen bis 
Len und terroristischen Phãno-

bessert werden, wenn sie wieder als efementare 
Primãraufgabe des Staates verstanqen Würde - als 
Basis der Lebensentfaltung und als Chance, in 
Freiheit zu leben. Auch würde sie an Zuspruch ge­
winnen, wenn sie in Lehre und Forschung breiter 
angegangen würde, z. B. durch nationale For­
schungsprogramme, Think-Tanks, durch die Par~ 

bar sowie nur begrenzt vermit- teien. Zudem müsste die Sicherheitspolitilc über 
ts, weil der Worst Case des tota- ·. das VBS hinaus in alle Departei:nente und Kantone 
ser Land gemãss Vorstellungen getragen werden. Die Abstimmung der Anliegen 
e g unwahrscheinlicher ist, als es von VBS und EDA müsste greifbar werden. 
t-n l o..-. p,.... ............. ,... ..... ..J,.... .... .:~t .. :..-.----1- -- . · ·- · - -- • - -

Nicht als rechtlich verbindliche Definition, nicht 
als in sich geschlossenes Bild entworfen, vielmehr 
als Anregung zu einer Diskussion, konnten fol­
gende Strukturelemente einer zeitgemãssen Si­
cherheitsp?litik bedacht werden: 

. Elemente der Sicherheitspolitik 

> Die Schweiz versteht sich seit 1848 als freiheit­
licher, demokratischer, foderativer und sozialer 
Rechtsstaat ohne Machtansprüche gegen Dritte. 
> Sie ist bestrebt, global konstruktive Beitrãge zu 
leisten, und bleibt sich da bei ihrer begrenzten Mog­
lichlceiten, ihrer zivilisatorischen Verletzlichlceiten 
und wirtschaftlichen Abhãngigkeiten tiewusst. 
> Sie trãgt zur Fortentwicklwig des Vollcerrechts 
bei und betont çlie Verpflichtung von Staaten, Bür­
gern und Organisationen zur Freiheit der Men­
schen, zum Frieden und zur Gerechtigkeit; sie fühlt 
s1ch dem humanitãren Volkerrecht und dem IKRK 
besonders verpflichtet. 
> Sie unterstützt die Uno in ihren Bemühungen, 
das Fundament einer Weltordnung zu setzen, auf­
grund dessen Recht, Gerechtigkeit, Frieden, Si­
cherheit und die Menschenrechte als Ausdruck der 
Freiheit gew~hrleistet werden. 
> Sie belebt iih Rahmen qieser Vorgaben ihre 

> Sie bewahrt die Selbstverpflichtung zur Neutra­
litãt - vor allem durch den Verzicht auf Machtaus­
übungen gegenüber Drittstaaten und durch den 
defensiven Auftrag an .die Armee. 
> Sie schützt das Land mit ihrer Armee gegenüber 
Übergriffen und ~erhinq.ert, dass es als Plattform 
freinder Interessen missbraucht wird. · 
> Der Auftrag der Armee i.unfasst die dissuasive 
und repressive Gewãhrleistung der Integritãt des 
Landes und seines Luftraumes, den Schutz der 
politischen und wirtschaftlichen Zentren, der In­
frastrukturen wie auch, wenn notig- als Unterstüt- · 
zung und in Kooperation mit der Polizei - ; die 
õffentliche Ordhung und Sicherheit; · die Armee 
kann sich an friedensichernden Auslandeinsatzen 
beteiligen und in Katastrophenfãllen mitwirken. 

.. > Die Schweiz ist bestrebt, mit allen Staaten und 
internationalen Organisationen vorurteilsfreie -
am Recht orientierte - Beziehungen zu pflegen; es · 
versteht sich, dass sie dabei die eigenén Interessen . 
der allgemeinen Wohlfahrt, der Wirtschaft und 
ihrer Bevülkerung wahrt, nicht zuletzt ml.t Blick 
auf die Versorgung in Krisenzeiten. 
> Sie gewãhrleistet die Handlungsfãhigkeit von 
Regierung und Parlament durch die ordentliche 
Gésetzgebung, das Dringlichkeits-, das Not- und 
das vorbehaltene Notstandsrecht; sie behãlt sich 
aufgrund ihrer Verfassung besondere Massmihmen 
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